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InhaltInhaltInhaltInhaltInhalt Herzlichen Dank...
...möchten wir euch allen sagen, die zum Gelingen dieser MUMMMUMMMUMMMUMMMUMM-Ausgabe

beigetragen haben. So viele schöne Bilder zur Vielfalt unseres öffentlichen
Dienstes habt ihr uns geschickt. Deshalb gibt es diese MUMMMUMMMUMMMUMMMUMM auch aus-
nahmsweise ganz in bunt, wie im Intranet und Internet.

Wir möchten das Suchen nach Bildern/Fotos/Filmen aber nicht nachlassen.
Denn: Wir suchen unsere Vergangenheit. Dazu brauchen wir euch. Denn in ei-
ner Zeit der Datenflut und wachsender Papierberge wird immer wieder ausge-
mistet. Dabei geht manches verloren, was „überlebenswert“ wäre: Fotos von
überragenden Ereignissen (z. B. die große Personalversammlung in der Stadt-
halle 1984), Plakate oder Filme. Die möchten wir gern von euch haben. Um
unsere Heimseite schöner zu machen. Aber auch z. B. für diesen Anlass:

Das Bremische Personalvertretungsgesetz wird 50.
Es müsste doch mit dem Teufel zugehen, wenn zum Thema „Mitbestim-

mung“ nicht noch irgendwo Fotos, Filme, Plakate oder Redemanuskripte in der
Schublade schlummern würden. Gibt es da bei euch noch was?  Wenn ja, helft
uns „Überlebenswertes“ zu retten, kramt in der Altablage und schickt es uns
per Botenpost auf CD, DVD oder auch per E-Mail: mumm@gpr.bremen.de

Viel Spaß beim Lesen. Bleibt uns gewogen.
Eure MUMMMUMMMUMMMUMMMUMMmacherInnen
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die bundesweite Aufmerksamkeit
richtet sich 2007 auf Bremen. Hier fin-
det am 13. Mai die einzige Landtags-
wahl des Jahres statt. Die Prominenz
von der Bundeskanzlerin Merkel bis zu
dem SPD-Parteivorsitzenden Beck
macht Bremen ihre Aufwartung. Es fal-
len viele aufmunternde Worte zu den
Leistungen und den Zukunftsperspek-
tiven des kleinsten Bundeslandes.

Und es ist ja auch wirklich so: Bre-
men braucht sich nicht zu verstecken.
Und das gilt auch für die Mitarbeiter
und Mitarbeiterinnen des öffentlichen
Dienstes und ihre Leistungen für diese
Stadt und ihre Bürgerinnen und Bürger.

Wir wollen mit dieser Ausgabe der
MUMMMUMMMUMMMUMMMUMM Flagge zeigen für den öffentli-
chen Dienst und seine Bedeutung für
die Zukunft Bremens.

In Vorwahlzeiten hört man immer
wieder „schöne“ Worte, deren Gehalt
nach der Wahl schwindet. Ich finde, die
Menschen haben ein Recht auf verläss-
liche Botschaften. In diesem Sinne wol-
len wir die Politik mit unseren Positio-
nen konfrontieren und sie fordern, sich
dazu zu verhalten.

Auf der Konferenz der Personalräte
der bremischen Verwaltung am
15. März 2007 werden die Fraktions-
vorsitzenden der Bremischen Bürger-
schaft den Interessenvertreterinnen
und Interessenvertretern des öffentli-
chen Dienstes Rede und Antwort ste-
hen. Die MUMMMUMMMUMMMUMMMUMM wird noch vor der
Wahl im Mai in einer Extraausgabe
über diese Veranstaltung berichten.

Und natürlich wollen wir die Parteien
nach der Wahl an ihre Aussagen erin-
nern. Wie dann wohl das Gedächtnis
ist?
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Wo die Sicherung des Sozialstaats
und die Durchsetzung von Chancen-
gleichheit anfassbar und real erlebbar
wird, dort ist öffentlicher Dienst.

Wir im öffentlichen Dienst sind die
Fachleute, wenn es um die Integration
aller Bevölkerungsgruppen in die Ge-
sellschaft geht, der öffentliche Dienst
ermöglicht Angebote, Hilfe, Beratung
und Fürsorge für alle, unabhängig vom
Geldbeutel. Die Frauen und Männer im
öffentlichen Dienst sorgen mit Kompe-
tenz, Transparenz und Offenheit für
Dienstleistungen, die allen Bürgerinnen
und Bürgern zugänglich sind.

Wir im öffentlichen Dienst Bremens
arbeiten an den Voraussetzungen, da-
mit Gemeinschaft, Chancengleichheit
und Teilhabe aller am gesellschaftli-
chen Leben funktionieren kann.

Das Ziel ist klar: Ein attraktives und
lebenswertes Bremen durch einen an-
gemessenen öffentlichen Dienst.

Und die Beschäftigten im öffentlichen
Dienst sind mehr als nur Dienstleistung.
Für Bremen sind sie ein wichtiger Wirt-
schaftsfaktor und sichern mit ihrer
Kaufkraft Arbeitsplätze und Investitio-
nen in der heimischen Wirtschaft. Der
öffentliche Dienst ist mit 27.000 Be-
schäftigten auch selbst wesentlicher
Bestandteil des Arbeitsmarktes.

Eine Zukunft für den bremischen öffentlichen DienstEine Zukunft für den bremischen öffentlichen DienstEine Zukunft für den bremischen öffentlichen DienstEine Zukunft für den bremischen öffentlichen DienstEine Zukunft für den bremischen öffentlichen Dienst

„GUTE ARBEIT“  FÜR  DIE  BÜR-
GERINNEN UND BÜRGER

„Gute Arbeit“ bedeutet Arbeit, bei
der die Qualität für die Bürgerinnen
und Bürger stimmt. Dazu gehören

Flagge zeigenFlagge zeigenFlagge zeigenFlagge zeigenFlagge zeigen

Es reicht nicht aus,
Gesetze zu verab-
schieden. Die Politik
muss dafür sorgen,
dass dieselben mit
einer angemessenen
Personalausstattung
umgesetzt werden
können.

Arbeitsbedingungen mit guten Stan-
dards zum Arbeits- und Gesundheits-
schutz ebenso wie auskömmliches Ein-
kommen, tarifgerechte Bezahlung und
Gleichbehandlung von ArbeitnehmerIn-
nen und BeamtInnen.

Es reicht nicht aus, Gesetze zu ver-
abschieden. Die Politik muss dafür sor-
gen, dass ihre Beschlüsse mit einer
ausreichenden Personalausstattung
umgesetzt werden können.

„Gute Arbeit“ geht nur angstfrei, die
Sicherheit der Arbeitsplätze ist dafür
wichtige Bedingung. Nur so kann Ver-
antwortung für den öffentlichen Dienst

Qualifizierte Beratung für die Bürgerinnen und
Bürger ist für uns selbstverständlich
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und damit für die Bürgerinnen und Bür-
ger aussehen. Statt Kürzungen und
Personalabbau bedeutet „Gute Arbeit“
Anerkennung und Wertschätzung.

Deshalb Flagge zeigen für „Gute Ar-
beit“ .

MITBESTIMMUNG IST DAS  A  UND  O
Wer die Bürgerinnen und Bürger und

ihre demokratischen Rechte ernst
nimmt, muss auch die Mitbestimmung
im öffentlichen Dienst ernst nehmen.

Mitbestimmung ist der Garant für die
richtigen Weichenstellungen in die Zu-
kunft. Deshalb haben die Bremerinnen
und Bremer die Mitbestimmung mit ei-
nem Volksentscheid in der Landesver-
fassung verankert. Mitbestimmung
strahlt aus in die unterschiedlichsten
Richtungen - von der Sicherheit der Ar-
beitsplätze bis zur Qualität der Angebo-
te: Auf die einzelnen Beschäftigten, auf
ihre Interessenvertretungen und auf

die Bürgerinnen und Bürger. Es geht bei
Mitbestimmung zielgenau um innerbe-
triebliche und gesellschaftliche Demo-
kratie.

Der öffentliche Dienst in Bremen ist
geprägt von erheblichen Umbrüchen
und Veränderungen. Ohne die Kompe-
tenz der Beschäftigten geht da nichts.
Sie sind die Expertinnen und Experten
ihrer Arbeit und wissen, worum es

 Die Beschäftig-
ten sind die Expert-
innen und Experten

ihrer Arbeit und wis-
sen, worum es geht.
Ihre Beteiligung bei
Veränderungen ver-
bessert die Qualität

der Arbeit und führt
zu mehr Arbeits-
zufriedenheit und

Engagement.

In Sachen Kompetenz kann uns niemand etwas
vormachen

Personalräte arbeiten an der ZukunftPersonalräte arbeiten an der ZukunftPersonalräte arbeiten an der ZukunftPersonalräte arbeiten an der ZukunftPersonalräte arbeiten an der Zukunft
Personalräte sind überzeugt: Bremen kann nicht nur Hafen, Raumfahrt und

Universität, Bremen kann auch öffentlicher Dienst.
Die Zukunft des öffentlichen Dienstes ist ihnen nicht egal. Seit Monaten ar-

beiten sie in der Arbeitsgruppe „Zukunft des öffentlichen Dienstes“ zusammen
mit dem Gesamtpersonalrat an Perspektiven. Der öffentliche Dienst muss sei-
ne Leistungen nicht unter den Scheffel stellen, er ist mit seiner Vielfalt we-
sentliches Element unseres Gemeinwesens. Die Kolleginnen und Kollegen ma-
chen gute Arbeit. Und das wollen die Personalräte deutlich machen.

Unter dem Motto „Flagge zeigen“ haben die Personalräte Grundpositionen
benannt, die ihnen für die Rolle des öffentlichen Dienstes wichtig sind. So ist
dieser Beitrag der Redaktion entstanden.
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geht. Ihre Beteiligung bei Veränderun-
gen verbessert die Qualität der Arbeit
und führt zu mehr Arbeitszufriedenheit
und Engagement.

Deshalb: Flagge zeigen für Mitbe-
stimmung.

PERSPEKTIVEN DURCH PERSONAL-
ENTWICKLUNG

Verantwortliche Personalentwicklung
ist eine Voraussetzung für qualifizierte
Aufgabenwahrnehmung, die sowohl die
Beschäftigten als auch die Bürgerinnen
und Bürger im Blick hat.

Das gemeinsame Anliegen: Öffentli-
che Dienstleistungen mit Qualität in al-
len Bereichen. Wir schützen Mensch

ein funktionierendes Gemeinwesen, so
entsteht Lebensqualität.

Wer die Zukunft gestalten und nicht
nur verwalten will, braucht eine hand-
feste Personalentwicklung vom Anfang
bis zum Ende eines Berufslebens. Das
fängt bei der Ausbildung mit Übernah-
meperspektive an und geht über Erhalt
und Ausbau von Arbeitsplätzen durch
Neueinstellungen und zukunftssichere
innerbetriebliche Fort- und Weiterbil-
dung bis zur Altersteilzeit und alters-
gerechter Arbeit in besonders belaste-
ten Bereichen.

Deshalb: Wer für den öffentlichen
Dienst Flagge zeigt, zeigt Flagge für die
Bürgerinnen und Bürger.

ROTSTIFTE LÖSCHEN KEINE FEUER
Rotstifte sorgen sich nicht um Kinder,

beraten keine Arbeitslosen und löschen
keine Feuer. Das tun wir, die Beschäf-
tigten des öffentlichen Dienstes. Wer
den öffentlichen Dienst nur durch die
betriebswirtschaftliche Brille sieht und
die dort Beschäftigten ausschließlich als
Kostenfaktor, gefährdet die Vielfalt und
Zuverlässigkeit öffentlicher Dienstleis-
tungen und setzt eine Abwärtsspirale
der Angebote bewusst in Gang. Auf der
Strecke bleibt der einzelne Beschäftig-
te, mürbe gemacht durch Personalab-
bau, Leistungsverdichtung, befristete
Arbeitsverhältnisse, Zwangs-Teilzeit
oder Ein-Euro-Jobs. Auf der Strecke

Unsere eigene Fortbildung ist unabdingbar für
die Personalentwicklung

Ohne Kontrolle und
Einfluss des Parla-
ments machen die
privatisierten Berei-
che was sie wollen.
Mit zum Teil uferlo-
sen Kosten.

und Natur vor Gefahren, sichern den
Sozialstaat, sorgen für Gleichbehand-
lung aller Bürgerinnen und Bürger, un-
abhängig vom Einkommen. So entsteht
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bleiben auch die Bürgerinnen und Bür-
ger, die sich stattdessen Dienstleistun-
gen von Privaten „erkaufen“ müssen.

Die vom Senat über millionenschwe-
re Beratungsaufträge in Gang gesetzte
Privatisierungswelle hat bisher vor al-
lem ein Ergebnis: Die Privatisierungen
haben ein unüberschaubares Eigenle-

Die Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes als Sündenbock für die Haus-
haltsmisere des Stadtstaates auszuma-
chen, ist unlauter und unehrlich. Der
öffentliche Dienst taugt so wenig zum
Spielball willkürlicher Kürzungen wie
die Privatisierung als finanzieller Ret-
tungsanker.

Der Weg zu soliden Finanzen führt
nur über ein klares Bekenntnis der Poli-
tik zum öffentlichen Dienst und seinen
Aufgaben. Bremen hat kein Ausgabe-
sondern ein Einnahmeproblem. Des-
halb ist es neben den Anstrengungen
für eine gerechtere Steuerverteilung
zwischen Bund und Ländern nötig, für
mehr Steuergerechtigkeit zwischen
Arm und Reich zu sorgen. Und vorhan-
dene Einnahmequellen müssen ausge-
schöpft werden, um Steuerehrlichkeit
sicherzustellen und Steuerhinterzie-
hung zu unterbinden. Auch dafür muss
ausreichend Personal bereitgestellt
werden.

Deshalb: Flagge zeigen für eine soli-
de Finanzierung der öffentlichen
Dienstleistungen.

ben entwickelt. Ohne Kontrolle und Ein-
fluss des Parlaments machen die priva-
tisierten Bereiche was sie wollen. Mit
zum Teil uferlosen Kosten.

Nur eine rückhaltlose Überprüfung
bisheriger und der Verzicht auf weitere
Privatisierungen kann weitere Unzu-
mutbarkeiten verhindern. Im Interesse
der Bürgerinnen und Bürger Bremens
und der Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes muss die Politik Flagge zei-
gen.

Die Redaktion

Die Integration von Menschen mit Behinderun-
gen ist unsere Sache



8

„Einzelfall im fehler-
haften System“, so titelt
Volker Junck am 17. Fe-
bruar im Weser-Kurier.
Kürzer und treffender
kann der Sachverhalt
um den Tod des Kindes
Kevin nicht beschrieben
werden.

Für die zukünftige so-
ziale Arbeit in Bremen
kommt es jetzt darauf
an, die Probleme
genauestens zu analy-
sieren, Standards für
diese Arbeit neu festzu-
legen und die erforderlichen Rahmen-
bedingungen für eine gute bürger-
orientierte Sozialarbeit zu schaffen.
Dabei hat der Untersuchungsausschuss
eine wichtige Bedeutung.

Die ersten personellen und finanziel-
len Maßnahmen, die ergriffen wurden,
sind gut, aber längst nicht ausreichend.
Die in der Öffentlichkeit gemachten
Vorschläge (z.B Notruftelefon, Ruf-
bereitschaft) und die zu entwickelnden
sozialen Standards müssen in den je-
weiligen Sozialdiensten unter Ein-
beziehung der Kompetenzen der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter über-
arbeitet werden. Fehler der Vergan-
genheit müssen vermieden werden.

Auch die finanziellen Rahmen-
bedingungen haben eine wesentliche
Bedeutung. Wohlgemerkt, auch die
MitarbeiterInnen haben ein großes In-
teresse an einem sparsamen Umgang
mit Haushaltsmitteln. Betriebswirt-
schaftliche Betrachtungsweisen haben
jedoch im Rahmen sozialer Arbeit ihre
Grenzen. Das Wohl der Menschen darf
nicht vernachlässigt werden. Gleichzei-
tig müssen die Einnahmemöglichkeiten
des Amtes für Soziale Dienste stärker
wahrgenommen werden.

 Der gesamte Prozess zur Weiter-
entwicklung der sozialen Arbeit in Bre-
men und des Amtes für Soziale Diens-

Ziel: VZiel: VZiel: VZiel: VZiel: Verbesserte soziale Arbeiterbesserte soziale Arbeiterbesserte soziale Arbeiterbesserte soziale Arbeiterbesserte soziale Arbeit

Chancen durch WChancen durch WChancen durch WChancen durch WChancen durch Weiterentwicklungeiterentwicklungeiterentwicklungeiterentwicklungeiterentwicklung

BremischesBremischesBremischesBremischesBremisches

Burckhard Radtke

Die Beschäftigten des Amtes für Soziale Diens-
te setzen große Hoffnungen in die neue
Sozialsenatorin und ihren Staatsrat Dr. Schus-
ter sowie die Leitung des Amtes, die der Einla-
dung zur Personalversammlung folgten

Annähernd 700 Kolleginnen und Kollegen woll-
ten auf der Personalversammlung am
15.2.2007 erfahren, wie es mit dem Amt für
Soziale Dienste weiter gehen wird

te, die Schaffung neuen Vertrauens
und die Beseitigung der Unsicherheiten
bei den Bürgerinnen und Bürgern sowie
bei den Kolleginnen und Kollegen ist
nicht ohne eine breite Unterstützung
der politisch Verantwortlichen zu be-
wältigen.



9

BremischesBremischesBremischesBremischesBremisches

Das 1. Gebot: „Es muss jedem mög-
lich sein, sich über den Zustand und die
Entwicklung des eigenen Gemeinwe-
sens im lokalen, regionalen, nationalen
und internationalen Vergleich zu infor-
mieren.“

An diesem ersten und den neun an-
deren „Geboten“ des Bundesstatistikge-
setzes wird im Statistischen Landesamt
(StaLa) gearbeitet. Die Daten über die
wirtschaftliche und soziale Lage, die
demographische Entwicklung und die
Situation der Umwelt sind für die Poli-
tik, die Wirtschaft und die allgemeine
Öffentlichkeit wichtig und werden in ei-
ner amtlichen Statistik erfasst und öf-
fentlich bekannt gegeben. Und das seit
über 150 Jahren.

Damit gibt es grundlegende Informa-
tionen für die unterschiedlichsten Zwe-
cke: Für öffentliche Planungen, zum
Beispiel von Schulen und Kitas oder die
Abschätzung bestimmter Haushalts-
positionen, für privatwirtschaftliche In-
teressen und für die Wissenschaft.

Bibliothek für die Öffentlichkeit
Alle Daten werden in der öffentlich

zugänglichen statistischen Fachbiblio-
thek gesammelt. Die Jahrbücher und
Broschüren schaffen ein breites Infor-
mationsangebot für alle Interessierten.
Im StaLa kann man sich umfassend in-

Maßgeschneidert für die BürgerInnenMaßgeschneidert für die BürgerInnenMaßgeschneidert für die BürgerInnenMaßgeschneidert für die BürgerInnenMaßgeschneidert für die BürgerInnen
Statistisches Landesamt und WStatistisches Landesamt und WStatistisches Landesamt und WStatistisches Landesamt und WStatistisches Landesamt und Wahlamt sind einsahlamt sind einsahlamt sind einsahlamt sind einsahlamt sind eins

Öffnungszeiten im Wahlamt:
Mo - Mi   9 - 16 Uhr
Do          9 - 18 Uhr
Fr           9 - 16 Uhr
ab dem 14.4.2007 bis zur Wahl auch
Sa          9 - 13 Uhr

Service-Telefon: 361-88888

Irmtrud Gläser

formieren. Dies Angebot wird ebenso
rege genutzt wie die verteilten Veröf-
fentlichungen des Hauses.

Heiße Phase für das Wahlamt
Der zweite Bereich der Behörde ist

das  Wahlamt - unverzichtbar bei allen
Bundestags-, Landtags- oder Beirats-
wahlen. Aktuell arbeiten die ca. 100
Kolleginnen und Kollegen mit ihren zu-
sätzlichen 40 HelferInnen bereits an
der Vorbereitung für die Bürgerschafts-
wahl am 13. Mai diesen Jahres. Bis
zum amtlichen Wahlergebnis, an dem
nicht mehr zu rütteln sein wird, bleibt
noch viel zu tun. So ist es z. B. mög-
lich, mit der Wahlbenachrichtigungs-
karte und/oder dem Personalausweis
direkt im Wahlamt zu wählen oder die
Briefwahlunterlagen abzuholen. Hierfür
hat das Wahlamt ab dem 14.4.2007
auch sonnabends von 9 - 13 Uhr geöff-
net. Informationen aller Art zur Wahl
erteilt eine Service-Telefonnummer
(siehe Kasten). Auch das Wahl-ABC,
beim Wahlamt erhältlich, hilft, Fragen
zur Wahl zu beantworten.

BürgerInnenfreundlicher Standort
Durch den citynahen Standort unweit

des Bremer Hauptbahnhofes mit Kurz-
zeit-Parkplätzen vor der Tür sind StaLa
und Wahlamt besonders gut zu errei-
chen.

Interessierte finden im Statistischen Landesamt ein breites
Informationsangebot
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Der Vorschlag kam von ihm.
Michael Sommer, Vorsitzender
des Deutschen Gewerkschafts-
bundes hatte die Idee: Bremen
zur Hauptstadt der Mitbestim-
mung machen. Bei der Eröff-
nung der Mitbestimmungs-
messe DieMit im Oktober letz-
ten Jahres war es schon zu
spüren. Die Mitbestimmung soll
neuen Schwung bekommen,
die Redebeiträge von Michael
Sommer, Margret Mönig-Raane
und Bürgermeister Jens

Böhrnsen strahlten es aus. Alt-
bürgermeister Hans Koschnick begrün-
dete die Mitbestimmung noch einmal
eindrucksvoll und klärte über ihre ge-
schichtliche Entwicklung auf. Während
der Veranstaltung gab es ungezählte
Foren zu Themen rund um die
Interessenvertretung für Beschäftigte.
DieMit ist die erste Messe zur Mitbe-
stimmung. Es sollte nicht die letzte
bleiben. Unser Rat: DieMit wiederho-
len, und zwar regelmäßig in Bremen.
Ein neuer Termin für 2008 ist auch
schon in Planung. Wenn Bremen

DieMit: Messe toller ErfolgDieMit: Messe toller ErfolgDieMit: Messe toller ErfolgDieMit: Messe toller ErfolgDieMit: Messe toller Erfolg

Bremen. Mitbestimmungshauptstadt?Bremen. Mitbestimmungshauptstadt?Bremen. Mitbestimmungshauptstadt?Bremen. Mitbestimmungshauptstadt?Bremen. Mitbestimmungshauptstadt?

Edmund Mevissen

Hauptstadt der Mitbestimmung werden
soll, muss allerdings noch einiges ge-
tan werden: Mancher Senator sollte
Mitbestimmung auch leben und die
Verschlechterung der Freistellungs-
grenzen muss weg!

Margret Mönig-Raane, stellv. Vorsitzende von
ver.di

Michael Sommer, Vorsitzender des Deutschen
Gewerkschaftsbundes (DGB)

Die Messehalle bot vielen Ständen Platz, die rund um das Thema Mitbestimmung informierten
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Die Fachvorträge im Rahmen des Kongres-
ses stießen auf reges Interesse

Altbürgermeister Hans
Koschnick ist ein Verfechter
der Mitbestimmung

Bürgermeister Jens Böhrnsen: „Bremen ist ein guter Ort, um über
Mitbestimmung zu reden.“

Rege Diskussion mit Michael Sommer am Stand
von AuL, DGB und GPR

Die Kolleginnen und Kollegen vom Gesamtpersonalrat führten während der Messe
viele interessante Gespräche
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Das geht alle anDas geht alle anDas geht alle anDas geht alle anDas geht alle an

Gesundheit ist um-
fassendes körperli-
ches, seelisches und
soziales Wohlbefin-
den. Das ist auch am
Arbeitsplatz wichtig.
Ebenso sieht es die
Weltgesundheitsorga-
nisation. Denn Arbeit,
die krank macht, nutzt
keinem etwas. So
können keine Dienst-
leistungen mit Qualität
für die Bürgerinnen
und Bürger entstehen
und Wohlbefinden und
Zufriedenheit der Be-

schäftigten schon gar nicht. Gerade in
Zeiten veränderter, oft erhöhter Anfor-
derungen an die Kolleginnen und Kolle-
gen muss etwas für die Gesundheit ge-
tan werden.

Auf Initiative des Gesamtpersonal-
rats soll das Thema jetzt systematisch
in den Dienststellen angepackt werden.
Eine Dienstvereinbarung dazu wird ge-
rade verhandelt.

Betriebliche Gesundheitsförderung
soll dauerhaft in den Dienststellen ver-
ankert werden (Gesundheitsmanage-
ment). Wichtig ist uns, dass sich
Gesundheitsförderung nicht beschränkt
auf einzelne Aspekte wie den Nicht-
raucherschutz oder das Angebot von
Diätprogrammen, sondern die Arbeits-
verhältnisse insgesamt in den Blick
nimmt.

Verbesserung der Arbeit und der
Arbeitsbedingungen, Förderung einer
aktiven Beteiligung der Beschäftigten
und Stärkung ihrer persönlichen Kom-
petenzen sind entscheidende Aspekte
zur Arbeit im Einklang mit der Gesund-
heit. Auch die unterschiedlichen Belas-
tungen von Frauen und Männern müs-
sen berücksichtigt werden.

Die vorhandenen Regelungen müs-
sen einbezogen werden: Die Verpflich-
tungen nach dem Arbeitsschutzgesetz
sowie die bereits bestehenden Dienst-

Gesamtpersonalrat strebt Dienstvereinbarung anGesamtpersonalrat strebt Dienstvereinbarung anGesamtpersonalrat strebt Dienstvereinbarung anGesamtpersonalrat strebt Dienstvereinbarung anGesamtpersonalrat strebt Dienstvereinbarung an

vereinbarungen zu Betrieblichem Ein-
gliederungsmanagement, zum Umgang
mit Suchtkranken oder Suchtgefähr-
deten, zu Konfliktbewältigung am Ar-
beitsplatz sowie die Integrations-
vereinbarung.

Wir sind sicher, dass manche Krank-
heit mit Betrieblicher Gesundheitsför-
derung verhindert werden kann. Des-
halb ist uns wichtig, dass jede Dienst-
stellenleitung zukünftig einen Schwer-
punkt in den Aufbau eines Gesundheits-
managements legt und die Beschäftig-
ten sowie ihre Interessenvertretungen
einbezieht. Damit kann ein wirksamer
Beitrag zum Wohlbefinden am Arbeits-
platz und zur dauerhaften Sicherung
der Qualität öffentlicher Dienstleistun-
gen geleistet werden.

Ein Arbeitskreis von Interessen-
vertretungen der Bereiche beim
Gesamtpersonalrat hat eine Dienstver-
einbarung zum Gesundheitsmanage-
ment entworfen (www.gpr.bremen.de).
Wir hoffen auf eine kurzfristige Ver-
ständigung mit der Arbeitgeberseite
- grünes Licht für Gesundheit am Ar-
beitsplatz!

Grünes Licht für GesundheitGrünes Licht für GesundheitGrünes Licht für GesundheitGrünes Licht für GesundheitGrünes Licht für Gesundheit

Bernd Krause
Doris Hülsmeier

Während der Mittagspause dient die Massage
der Entspannung

Gesundheitsförde-
rung beschränkt sich
nicht nur auf den
Nichtraucherschutz
oder das Angebot
von Diätprogrammen



13

WWWWWas gibtas gibtas gibtas gibtas gibt’s Neues’s Neues’s Neues’s Neues’s Neues

Wenn Auszubildende nach Vergünstigungen fragen, dann erhalten sie oft eine
Gegenfrage: „Haben Sie einen Schüler- oder Studentenausweis?“

Damit auch wir, die Auszubildenden des öffentlichen Dienstes, in den Genuss
von vergünstigten Eintrittskarten, Bowling-Spielen oder ein paar Runden in der
Eislaufhalle kommen können, bietet der Ausbildungspersonalrat für alle Azubis des
öffentlichen Dienstes, die nach dem BBiG eingestellt wurden, Schülerausweise an.
Diese sind kostenlos. Bei Interesse an einem Schülerausweis benötigen wir von
euch ein Passbild sowie jeweils eine Kopie vom Personalausweis und Ausbildungs-
vertrag. Da viele Auszubildende heutzutage ihren Lebensunterhalt schon selbst be-
streiten müssen, können Preisvergünstigungen in der Zeit der „ewigen Preis-
erhöhungen“ nicht schaden.

Bei Fragen oder Interesse an einem Schülerausweis könnt ihr den Ausbildungs-
personalrat unter der Tel.-Nr. 361-5169 jeden Donnerstag in der Zeit von 13:30 bis
16:00 Uhr erreichen; im Notfall auch Jörn Kreitzireck unter 01624524507.

Per E-Mail sind wir unter den Adressen aprbbig@afz.bremen.de und
aprbbig@web.de zu erreichen.

AA 

VVVVVergünstigungen durch APRergünstigungen durch APRergünstigungen durch APRergünstigungen durch APRergünstigungen durch APR

Burckhard Radtke, viele Jahre Vorsit-
zender des Personalrates beim Amt für
Soziale Dienste und seit Beginn der
Amtsperiode für die Arbeit des Ge-
samtpersonalrats freigestellt, ist neuer
stellvertretender Vorsitzender für die
Gruppe der Beamtinnen und Beamten.

Burckhard RadtkBurckhard RadtkBurckhard RadtkBurckhard RadtkBurckhard Radtke ke ke ke ke kommt - Dieter Schüler gehtommt - Dieter Schüler gehtommt - Dieter Schüler gehtommt - Dieter Schüler gehtommt - Dieter Schüler geht

WWWWWachablösung beim GPRachablösung beim GPRachablösung beim GPRachablösung beim GPRachablösung beim GPR

Die Redaktion

Er wurde einstimmig gewählt.
Burckhard hat sich bereits voll in seine
Aufgaben gestürzt. Schwerpunkte sind
für ihn neben dem Beamtenrecht die

Neuen Technologien, die Arbeitsmarkt-
politik, der Haushalt und die Betreuung
des Bereichs des Senators für Arbeit,
Frauen, Gesundheit, Jugend und Sozia-
les.

Dieter Schüler, Personalratsmitglied
im Baubereich fast „seit Anbeginn der
Zeitrechnung“ und somit personalrät-
liches Urgestein, ist mit 65 Jahren in
den wohlverdienten Ruhestand getre-
ten. Er war über 10 Jahre stellvertre-
tender Vorsitzender des Gesamtper-
sonalrats. Ihm einen angenehmen
„Unruhestand“.

Mit aufgekrempelten Ärmeln geht Burckhard
Radtke ans Werk

Zu seinem Abschied gab es nicht nur stilles Wasser

APR BBiG
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Rest-CentRest-CentRest-CentRest-CentRest-Cent

Ein neues Rest-Cent-Projekt kann
sich seit Beginn des Jahres über Spen-
den von tausenden Kolleginnen und
Kollegen aus dem bremischen öffentli-
chen Dienst freuen: „Der kleine Na-
zareno“ betreibt zwei Straßenkinder-

dörfer in der Nähe der
Städte Fortaleza und
Recife im Nordosten Bra-
siliens, dem ärmsten Teil
des Landes. Unsere Kol-
legin Sylvia Schöntaube
von der Polizei engagiert
sich persönlich stark für
das Projekt und war
schon mehrmals für län-
gere Zeit vor Ort, um die
Betreuung der Straßen-
kinder zu unterstützen.
MUMMMUMMMUMMMUMMMUMM hat mit ihr über
die Nazareno-Dörfer ge-
sprochen.

MUMM:MUMM:MUMM:MUMM:MUMM: Wie viele Kinder leben in
den Nazareno-Dörfern?

Sylvia Schöntaube: In Fortaleza
haben wir zur Zeit 80 und in Recife 40
Kinder. Die jüngsten sind 6 Jahre alt,
die ältesten 20. Sie leben in Häusern
zu 10 bis 12 Kindern, für die jeweils
ständig ein Betreuer da ist.

In unseren Dörfern leben nur Jun-
gen. In der Straßenarbeit kümmern wir
uns aber natürlich auch um Mädchen,
die wir dann mit entsprechenden Ein-
richtungen in Kontakt bringen.

MUMM:MUMM:MUMM:MUMM:MUMM: Wie kommen die Kinder
dahin?

Sylvia Schöntaube: Es ist nicht
einfach, die Kinder von der Straße zu
holen. Wir brauchen sehr viel Ausdau-
er, ihr Vertrauen zu gewinnen. Wir sind
zweimal in der Woche an festen Treff-
punkten in den Städten, um mit den
Kindern zu spielen, zu reden und sie
letztlich davon zu überzeugen, dass sie
bei uns eine Chance auf eine bessere
Zukunft haben. Und wir müssen auch
davon überzeugt sein, dass ein Kind
sich mit einiger Wahrscheinlichkeit an

RRRRRestestestestest-----Cents für „kleinen NazarenoCents für „kleinen NazarenoCents für „kleinen NazarenoCents für „kleinen NazarenoCents für „kleinen Nazareno“““““

unsere Regeln halten wird. Das heißt
vor allem, keine Drogen zu nehmen.

MUMM:MUMM:MUMM:MUMM:MUMM: Um welche Drogen geht es
da?

Sylvia Schöntaube: Fast alle Kin-
der schnüffeln Klebstoff, den sie stän-
dig in einer Flasche dabei haben. Der
ist billig und betäubt das Hungergefühl.

MUMM:MUMM:MUMM:MUMM:MUMM: Und schaffen die Kinder
den Ausstieg?

Sylvia Schöntaube: Insgesamt
sind wir recht erfolgreich, aber es gibt
auch immer wieder Rückschläge. Man-
che fangen wieder an, Drogen zu neh-
men, und manche kehren trotz der
recht großen Entfernung zur Stadt
- zwei Stunden mit dem Bus - wieder
in ihr altes Leben auf der Straße zu-
rück.

Ein kritischer Punkt, auf den wir aber
nicht verzichten wollen, ist dabei, dass
wir den Kindern einmal im Jahr die
Möglichkeit geben, für einige Tage ihre
Familien zu besuchen. Zu denen haben
die meisten ein sehr zwiespältiges Ver-
hältnis, und zusammen mit der Umge-
bung ergibt sich daraus ein gewisses
Risiko, dass die Kinder nicht wie vorge-
sehen zurückkehren.

MUMM:MUMM:MUMM:MUMM:MUMM: Wie wirken Sie dem ent-
gegen?

Sylvia Schöntaube: Wir müssen
den Kindern schon einiges bieten, da-
mit sie der zweifelhaften Anziehungs-
kraft der Straße widerstehen können.
Die Dörfer haben eigene Schulen, dazu
Möglichkeiten der künstlerischen oder
auch sportlichen Betätigung. Aber auch
die Arbeit im Obst- und Gemüseanbau
zur Selbstversorgung gehört mit zur
Entwöhnung vom Leben auf der Stra-
ße.

MUMM:MUMM:MUMM:MUMM:MUMM: Wie sind Sie selbst zur Ar-
beit für den kleinen Nazareno gekom-
men?

Sylvia Schöntaube: Ich hatte
schon länger vor, ein Sabbatjahr in
Brasilien zu verbringen und bin bei der
Vorbereitung darauf auf das Projekt

Interview mit einer engagierten Bremer PolizistinInterview mit einer engagierten Bremer PolizistinInterview mit einer engagierten Bremer PolizistinInterview mit einer engagierten Bremer PolizistinInterview mit einer engagierten Bremer Polizistin

Ausweg Bildung: Schule im Nazareno-Dorf

Um das Vertrauen der Straßenkinder zu gewin-
nen, sind vor allem viel Zeit und Zuwendung
notwendig
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Rest-CentRest-CentRest-CentRest-CentRest-Cent

Burkhard Winsemann

Sylvia Schöntaube mit einem potentiellen Aus-
steiger

gestoßen und habe mich entschlossen,
mitzuarbeiten. Ich habe in dieser Zeit
Straßenarbeit gemacht, wozu auch ge-
hört, den Geschichten der Kinder nach-
zugehen. Außerdem habe ich in der
Schule Englisch unterrichtet und vieles
andere mehr. Seitdem habe ich noch
zweimal angesammelten Urlaub dort
verbracht.

WWWWWer ker ker ker ker kommt? Wommt? Wommt? Wommt? Wommt? Wer geht? Wer geht? Wer geht? Wer geht? Wer geht? Wer bleibt?er bleibt?er bleibt?er bleibt?er bleibt?

Nach jeweils drei Jahren Rest-Cent-Förderung sind die
Projekte von LOSITO e.V. in Ghana (s. MUMM 2/2006) und
BORDA in Indien (MUMM 1/2005) wie vorgesehen aus der
Förderung ausgeschieden. Nochmals verlängert hat der
Rest-Cent-Vergabeausschuss die Förderung des als beson-
ders erfolgreich eingeschätzten Projekts von Lebenschance
e.V. in Togo (MUMM 2/2006). Dort wurde zuletzt eine Kran-
kenstation fertiggestellt. Als nächstes ist geplant, die sani-
tären Anlagen dem Bedarf des inzwischen auf fast 300
Waisenkinder angewachsenen Dorfes anzupassen.
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MUMM: MUMM: MUMM: MUMM: MUMM: TVöD für die Arbeiterinnen
und Arbeiter, TV-L für die Angestellten
seit 1. November 2006, wie wertest du
das Ergebnis?

Onno Dannenberg: Nachdem der
TVöD im kommunalen Bereich bereits
am 1. Oktober 2005 in Kraft treten
konnte, waren im Bereich der Länder

14 Wochen Streik er-
forderlich, bevor am
1. November 2006
der TV-L durchge-
setzt werden konnte.
Aber es hat sich ge-
lohnt:

Die regelmäßige
wöchentliche Arbeits-
zeit ist wieder zwin-
gend im Tarifvertrag
geregelt. In den Kin-
dertagesheimen, der
Werkstatt Bremen,
dem Hansestadt Bre-
mischen Hafenamt,
den Straßenmeiste-
reien, den Bereichen

mit Schicht- und Wechselschichtarbeit
und weiteren Bereichen mit besonders
belastenden Arbeitsbedingungen gilt
wieder die 38,5-Stunden-Woche. Für
alle übrigen bisherigen Angestellten
beträgt die wöchentliche Arbeitszeit 39
Stunden und 12 Minuten. Für die Be-
schäftigten mit sog. „Neuverträgen“
wird damit die bis dahin geltende 40-
Stunden-Woche entsprechend verkürzt.

Im Januar und im September d.J.
sind Einmalzahlungen fällig: Entgelt-
gruppen 1  bis  8  =  310  und  450
Euro, Entgeltgruppen  9  bis  12  =
210  und  300  Euro, Entgeltgruppen
13  bis  15  =  60  und  100  Euro.

Es besteht wieder Anspruch auf eine
Jahressonderzahlung, die an die Stelle
des bisherigen Weihnachts- und Ur-
laubsgeldes tritt. Sie beträgt in den
Entgeltgruppen  1  bis  8   95 %,
Entgeltgruppen  9  bis  11   80 %, Ent-
geltgruppen  12  und  13   50 %  sowie
Entgeltgruppen  14  und  15   35 % ei-

Streikbereitschaft bringt ErfolgStreikbereitschaft bringt ErfolgStreikbereitschaft bringt ErfolgStreikbereitschaft bringt ErfolgStreikbereitschaft bringt Erfolg

nes Monatsentgelts.
Die neuen Tabellenwerte einschließ-

lich der sog. Zwischen- und Endstufen
werden zum 1. Januar 2008 um 2,9 %
angehoben und auf volle 5 Euro aufge-
rundet.

Zur Anpassung an die neue Struktur
sind umfangreiche Besitzstandsrege-
lungen im Überleitungstarifvertrag ge-
troffen worden.

MUMM:MUMM:MUMM:MUMM:MUMM: In Bremen besteht eine
Sondersituation: Es gelten zwei Tarif-
verträge?

Onno Dannenberg: Zunächst ist es
ein großer Erfolg, dass in dem neuen
Tarifrecht endlich die überholte Unter-
scheidung zwischen den ehemaligen
versicherungsrechtlichen Statusgrup-
pen der Arbeiterinnen und Arbeiter so-
wie der Angestellten aufgehoben wor-
den ist. Für Bremen hat dies allerdings
dazu geführt, dass für die bisherigen
Arbeiterinnen und Arbeiter der mit der
VKA vereinbarte TVöD und für die bis-
herigen Angestellten der mit der TdL
vereinbarte TV-L gilt. Wir befinden uns
mit dem Senat in Verhandlungen, um
hier eine eindeutige tarifvertragliche
Lösung zu finden. Unser Ziel ist es,
möglichst weitgehend einheitlich den
TVöD anzuwenden.

MUMM:MUMM:MUMM:MUMM:MUMM: Was ist noch offen?
Onno Dannenberg: Auf Bundes-

ebene muss die neue Entgeltordnung
mit den Eingruppierungsregeln und den
Tätigkeitsmerkmalen vereinbart wer-
den. Die ursprüngliche Zielsetzung,
dies bis zum Ende dieses Jahres abzu-
schließen, wird jedoch nicht erreicht
werden können.

Um die Zustimmung Bremens zum
Tarifabschluss mit den Ländern zu er-
reichen, ist vom ver.di-Bundesvor-
sitzenden Bsirske zugesagt worden,
über zeitlich befristete Abweichungen
vom auf Bundesebene geltenden Tarif-
recht zum Zweck der Beschäftigungs-
sicherung zu verhandeln. Hier haben
wir einen Sondierungsstand erreicht,
den wir zusammen mit den Regelun-

GewerkschaftlichesGewerkschaftlichesGewerkschaftlichesGewerkschaftlichesGewerkschaftliches

Onno Dannenberg bewertet TOnno Dannenberg bewertet TOnno Dannenberg bewertet TOnno Dannenberg bewertet TOnno Dannenberg bewertet Tarifsituationarifsituationarifsituationarifsituationarifsituation

Das MUMM-Interview mit dem Tarifsekretär
Onno Dannenberg (r.) vom ver.di-Landesbezirk
Niedersachsen-Bremen führte Edmund
Mevissen

Abkürzungen:
TVöD = Tarifvertrag öffentlicher
Dienst
TV-L = Tarifvertrag öffentlicher
Dienst der Länder
VKA = Vereinigung kommunaler Ar-
beitgeber
TdL = Tarifgemeinschaft deutscher
Länder
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GewerkschaftlichesGewerkschaftlichesGewerkschaftlichesGewerkschaftlichesGewerkschaftliches

gen über die Entflechtung des Tarif-
rechts in Kraft setzen wollen. Dazu ge-
hört, dass auch endlich die Arbeitsbe-
dingungen in der Ausbildungsgesell-
schaft Bremen mbH tarifvertraglich ge-
regelt werden.

MUMM:MUMM:MUMM:MUMM:MUMM: Wann und wie geht es wei-
ter?

Onno Dannenberg: Ab Januar
2008 geht es im Bereich des TVöD
erstmals um die Erhöhung der Ta-
bellenwerte. Auch für diese Tarifrunde
gilt, dass Erfolge nur mit gewerkschaft-
licher Organisation und - wie bei dem
Kampf gegen die Arbeitszeitverlän-
gerung - Streikbereitschaft zu errei-
chen sind.

„Wer anständige Arbeit verlangt,
muss auch Teilhabe ermöglichen“, sag-
te  Bürgermeister Jens Böhrnsen am
8.12.2005 auf der Personalrätekon-
ferenz des Gesamtpersonalrats. Wir
erwarten, dass jetzt Taten folgen.

Die Regelungen des § 97 Bremisches
Beamtengesetz bedürfen längst einer
Reform. Das dort festgeschriebene Be-
teiligungsverfahren (Anhörung) ermög-
licht den betroffenen Beamtinnen und
Beamten sowie ihren Gewerkschaften
keine Einflussmöglichkeiten auf die Ge-
staltung der Arbeits- und Einkommens-
bedingungen. Die aktuelle Form der
Anhörung hat den Charakter des „kol-
lektiven Bettelns“ oder „Vortrags bei
Hofe“.

Im Rahmen der erforderlichen Ge-
setzgebungsverfahren im Zusammen-
hang mit der Föderalismusreform und
der neuen Gesetzgebungskompetenzen
für die Bremische Bürgerschaft erwar-
ten die Beamtinnen und Beamten eine
deutliche Verbesserung ihrer Situation.
Vor diesem Hintergrund hat eine Ar-
beitsgruppe des DGB Bremen - der Ver-

Ende des kEnde des kEnde des kEnde des kEnde des kollektiven Bettelnsollektiven Bettelnsollektiven Bettelnsollektiven Bettelnsollektiven Bettelns

treterInnen von ver.di, GEW und GdP
angehören - Vorschläge erarbeitet, wie
ein echtes Verhandlungsrecht für Be-
amtinnen und Beamte auf einer ver-
fassungsrechtlich sicheren Grundlage
normiert werden kann.

Wesentliche Bestandteile sind ein
partnerschaftlich geprägtes Beschäfti-
gungsverhältnis, die Teilhabe an den
Erfolgen der erbrachten Leistungen,
sowie gesetzlich festgelegte Verhand-
lungsrechte für organisierte Beamtin-
nen und Beamte und ihre Gewerkschaf-
ten. Verträge, die im Beamtenrecht
verankert werden müssen, regeln die
Gestaltung der Arbeits- und Bezah-
lungsbedingungen. Der Gesetzgeber
regelt zukünftig nur noch die Tatbe-
stände, die verfassungsrechtlich zwin-
gend vorgeschrieben sind.

Der Entwurf des DGB wird aktuell mit
Vertretern der Parteien diskutiert und
wir erwarten noch vor den Bürger-
schaftswahlen Aussagen darüber, was
sie bereit sind, in die Tat umzusetzen.

Mit der Umsetzung der Föderalis-
musreform hat die FHB die Regelungs-
kompetenzen für Besoldung, Versor-
gung und Laufbahnrecht der bremi-
schen Beamtinnen und Beamten erhal-
ten und kann von ihnen Gebrauch ma-
chen. Die Inanspruchnahme der Ge-
setzgebungskompetenz muss im
Gleichklang mit den norddeutschen
Ländern erfolgen, um einen für das
Land Bremen negativen Wettbewerb-
föderalismus zu verhindern. Es ist aber
auch an der Zeit zu zeigen, dass der
Begriff „Reform“ nicht als Synonym für
verdeckte oder offene Sparabsichten
steht. Ziel einer Dienstrechtsreform

Der dbb bremen zur DienstrechtsreformDer dbb bremen zur DienstrechtsreformDer dbb bremen zur DienstrechtsreformDer dbb bremen zur DienstrechtsreformDer dbb bremen zur Dienstrechtsreform
muss allein die Förderung von Qua-
lität, Kreativität und Motivation
der Beschäftigten und deren
amts- und leistungsgerechte Be-
soldung sein.

Die in Folge der Dienstrechtsreform
notwendigen zusätzlichen Mittel haben
die Beamten durch die Einsparungs-
maßnahmen der vergangenen Jahr-
zehnte bereits vorfinanziert. Gerade in
Bezug auf die Leistungshonorierung ist
daran zu erinnern, dass die durch den
Neuschnitt der Besoldungstabelle durch
das Dienstrechtsreformgesetz 1997
eingesparten Mittel nicht  - wie ur-
sprünglich vorgesehen - in vollem Um-

fang zur Honorierung besonderer Leis-
tungen verwendet wurden. Um derarti-
ges künftig zu verhindern, sind die zu-
sätzlichen Mittel für die Leistungsho-
norierung und deren Auszahlungspflicht
gesetzlich zu fixieren. Grundvoraus-
setzung jeder Reform ist die Akzeptanz
durch die Beschäftigten. Es ist erfor-
derlich, die Beteiligungsrechte der ge-
werkschaftlichen Spitzenorganisationen
an der einschlägigen Rechtssetzung zu
stärken. Die erweiterten Beteiligungs-
rechte sind ein notwendiger Ausgleich
für die besonderen Pflichten und das
Streikverbot der Beamten.

Die Redaktion

DGB will Beamtenrechte stärkDGB will Beamtenrechte stärkDGB will Beamtenrechte stärkDGB will Beamtenrechte stärkDGB will Beamtenrechte stärkenenenenen

Yasmina Wöbbekind

Manfred Soboll
Horst Göbel

dbb
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TTTTTechnikechnikechnikechnikechnik

Gute Rahmenbedingungen für die
Beschäftigten haben die Interessen-
vertretungen durchgesetzt bei der
Überleitung der bremischen IT-Dienst-
leister Fidatas und ID Bremen zum in
Bremen neu gegründeten Standort von
Dataport. Dataport ist eine aus dem
Zusammenschluss der IT-Dienstleister
der Länder Schleswig-Holstein und
Hamburg hervorgegangene Anstalt öf-
fentlichen Rechts mit Sitz in Schleswig-
Holstein. An Dataport beteiligen sich
mittlerweile auch Mecklenburg-Vor-
pommern und die Freie Hansestadt
Bremen.

Freiwilliger Übergang mit
Besitzstandswahrung

Für die Beschäftigten wurden insbe-
sondere die Freiwilligkeit des Über-
gangs, Besitzstandswahrung und Rück-
kehrrecht bei Wegfall der Aufgaben im
Standort Bremen gesichert. Auf dieser
Grundlage sind fast alle Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter von Fidatas und ID
Bremen zu Dataport gewechselt.

Diese Verlagerung des gesamten
Großrechnerbereichs mit allen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern konnte
leider nicht verhindert werden - trotz
erheblicher Bedenken, die
Gesamtpersonalrat und die
Interessenvertretungen der
Fidatas und der ID Bremen
geltend machten. So wur-
den wichtige, technikge-
stützte Aufgaben des bre-
mischen öffentlichen Diens-
tes, die mit Hilfe von Groß-
rechnerverfahren durchge-
führt werden, an die Fa.
Dataport verkauft/überge-
ben - beispielsweise unsere
Gehalts- und Besoldungsab-
rechnung und ihre Zahlbar-
machung oder Angelegen-
heit des Einwohnermeldewesens. Eine
Zusammenführung der beiden IT-
Dienstleister unter alleiniger bremi-
scher Hoheit hätte deutlich bessere

Steuerungs- und Gestaltungsmöglich-
keiten eröffnet, so unsere Kritik.

PC-Administration zukünftig per
Hotline?

Eine Arbeitsgruppe beim Senator für
Finanzen prüft derzeit, ob weitere IT-
Aufgaben, ggf. mit Personal auf
Dataport übertragen werden können.
Der Gesamtpersonalrat begleitet diese
Arbeitsgruppe kritisch. Wir können uns
nur schlecht vorstellen, wie die Mitar-
beiterInnen im bremischen öffentlichen
Dienst bei ihrer Aufgabenerledigung
am PC von externen BeraterInnen über
eine telefonische Hotline und nicht
mehr von den AdministratorInnen vor
Ort unterstützt werden sollen.

Gute Bedingungen durchgesetztGute Bedingungen durchgesetztGute Bedingungen durchgesetztGute Bedingungen durchgesetztGute Bedingungen durchgesetzt
Bremische ITBremische ITBremische ITBremische ITBremische IT-Dienstleister von Dataport übernommen-Dienstleister von Dataport übernommen-Dienstleister von Dataport übernommen-Dienstleister von Dataport übernommen-Dienstleister von Dataport übernommen

Eine Zusammen-
führung der beiden
IT-Dienstleister unter
alleiniger bremischer
Hoheit hätte deutlich
bessere Steuerungs-
und Gestaltungsmög-
lichkeiten eröffnet

Doris Hülsmeier
Burckhard Radtke

Zu ihrer Zeit wurde diese Maschine auch als
Großrechner bezeichnet. Heutzutage haben
Großrechner andere Dimensionen.
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Mehr Möglichkeiten beim Telefonie-
ren gibt es in Kürze für alle Beschäftig-
ten im bremischen öffentlichen Dienst.
Die Dienstvereinbarung zur Telekom-
munikation ist mit Blick auf gewachse-
ne technische Möglichkeiten und An-
sprüche der NutzerInnen überarbeitet
worden. Die Umstellung der Dienststel-
len auf die neuen Telefonanlagen und
die dazugehörigen Endgeräten (MUMM
1/2006) ist im vollen Gange.

Mit der neuen Anlage werden zahl-
reiche neue Leistungsmerkmale zur
Verfügung gestellt. So erhalten alle Ar-
beitsplätze eine Anrufbeantworter-
funktion (Voicemail). Gespräche mit
zwei Gesprächspartnern gleichzeitig
(Konferenz) oder abwechselnd (Ma-
keln) werden ebenso möglich wie - an
den meisten Arbeitsplätzen - die wahl-
weise Übermittlung der eigenen Ruf-
nummer. Waren bisher für viele Funkti-
onen komplizierte Tastenschlüssel zu
beherrschen, wird die Nutzung des
neuen Systems durch eine Menü-
steuerung erleichtert.

Neue TNeue TNeue TNeue TNeue Telefontechnik kelefontechnik kelefontechnik kelefontechnik kelefontechnik kann kann kann kann kann kommenommenommenommenommen
Dienstvereinbarung zur TDienstvereinbarung zur TDienstvereinbarung zur TDienstvereinbarung zur TDienstvereinbarung zur Telekelekelekelekelekommunikommunikommunikommunikommunikationationationationation
überarbeitetüberarbeitetüberarbeitetüberarbeitetüberarbeitet

 Zusätzlich können weitere Leis-
tungsmerkmale, z.B. Teamfunktionen
oder die Berechtigung zu Rufumleitun-
gen auf externe Anschlüsse, freige-
schaltet werden. Welcher Anschluss
welche Funktionen erhält, ist örtlich im
Rahmen der Mitbestimmung festzule-
gen.

Schwierigster Punkt bei der Überar-
beitung der Dienstvereinbarung war die
Gestaltung der im bremischen öffentli-
chen Dienst erstmals eingesetzten
Contact Center, die Anrufe auf die an-
geschlossenen Arbeitsplätze verteilen
und zugleich eine Fülle von Daten über
das Anrufaufkommen erfassen. Die
Dienstvereinbarung stellt sicher, dass
die Beschäftigten vor technikgestützten
Leistungs- und Verhaltenskontrollen ge-
schützt werden. Den Dienststellen ste-
hen dabei alle wesentlichen  Daten zur
Verfügung, um den Personaleinsatz op-
timal planen zu können und Wartezei-
ten für die BürgerInnen gering zu hal-
ten.

 Die elektronische Zeiterfassung
(ELAZE) soll zukünftig dadurch verein-
facht werden, dass arbeitszeitrelevante
Daten (Urlaub, Krankheit, Dienstreisen)
direkt aus dem MiP, dem Mitarbeiter-
innen- und Mitarbeiterportal  übernom-
men werden. Die Dienstvereinbarung
Grundsätze für die gleitende Arbeitszeit
wurde entsprechend angepasst.

Doppelte Eingaben werden so unnö-
tig. Zudem wird es möglich, Änderun-
gen am Arbeitszeitkonto über das MiP
am eigenen PC einzugeben.

Mit der Änderung der Dienstverein-
barung konnte auch eine abschließende
Regelung zur Kontrolle durch die Vor-
gesetzten getroffen werden. Diese er-

folgt zukünftig ausschließlich über das
MiP. Monatlich werden 15 % ELAZE-
TeilnehmerInnen ausgewählt, in deren
Daten der jeweils letzten 3 Monate
der/die Vorgesetzte Einblick erhält. Die
betroffenen Beschäftigten werden
hierüber elektronisch benachrichtigt.
Die Debatten über den Umfang einer
Stichprobe gehören damit der Vergan-
genheit an.

Das neue Zeiterfassungssystem wird
zunächst für 3 Monate in einigen aus-
gewählten Dienststellen pilothaft einge-
führt.  Nach Auswertung der Pilotphase
ist der flächendeckende Einsatz ge-
plant.

Elektronische Zeiterfassung vereinfachtElektronische Zeiterfassung vereinfachtElektronische Zeiterfassung vereinfachtElektronische Zeiterfassung vereinfachtElektronische Zeiterfassung vereinfacht

Burkhard Winsemann

Ina Menzel

Das sind die neuen Telefone, die jetzt bald in
allen Dienststellen zum Einsatz kommen

Die Dienstvereinbarung Telekommu-
nikation und die Grundsätze für die
gleitende Arbeitszeit sind auch im
Internet auf unserer Heimseite
http://www.gpr.bremen.de
unter dem Menüpunkt Dienstverein-
barungen erhältlich.
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Zu guter LetztZu guter LetztZu guter LetztZu guter LetztZu guter Letzt

Peter Garrelmann

Der Standortälteste ist nicht gut
drauf. Unruhig stapft er durchs Büro. Es
ist wieder „MUMM-Time“ und keine
Idee weit und breit für ein MUMMpITZ.
Schockschwere Not!

Doch da wäre vielleicht etwas, was
ihn fasziniert. Mehrere Einzelfälle, die
man ausbauen könnte.

Da war jüngst von einer Personal-
auswahl berichtet worden. So mit Per-
sonalberatern und den Geheimnissen
der Personalauswahl auf höchstem Ni-
veau. Da hatten die Personalberater
sogar Tarnkappen auf. „Diese Verfah-
ren sollte man noch veredeln, dann ist
die Trefferquote höher“, sinniert der
Standortälteste. Überall bei höchsten
Stellenbesetzungen sollten sog. Head-
hunter (zu deutsch: Führungskräfte-
kopfhinterherjäger) ausschwärmen und
in den Chefetagen nach Spitzenmana-
gern Ausschau halten. Das ist so eine
Art Brautwerbung, wobei die Bräute
meist Bräutigame sind, weil Frauen in
den Etagen nicht so breit gestreut sind.
Gelockt wird nicht mit Brautsträußen
und edlem Parfüm, sondern mit Fang-
mitteln, auf denen das Eurozeichen
leuchtet. Die Werberei geschieht „un-
dercover“ unter dem schönen Motto:
Komm unter meine Decke und zwar auf
immer und ewig.

Dann folgen die Auswahlverfahren
unter Extrembedingungen: Mit bildwer-
fergestützten Dauerreferaten, mit Ma-
nagementtests (Leute-an-der-Nase-He-
rumführung mit und ohne Leine rund
um die Uhr unter praxisnahen Control-
ling-Bedingungen) und Kaffeezwangs-
trinken bis zum Umfallen. Und als Spe-
zialeinlage veranstaltet man „interakti-
ves Führungszeugnissuchen“ im Dun-
keln mit Wunderkerzen. Zu guter Letzt
krönt ein Wettstreit „sizilianischer Eier-
tanz auf Multimedia-Nachttischen vor
Aufsichtsräten/innen“ das Auswahl-
verfahren. Ein echter Tabledance.

Aber es sind noch weitere Probleme,
für die der Standortälteste die Lösun-

Kein MUMMpITZ in Sicht?Kein MUMMpITZ in Sicht?Kein MUMMpITZ in Sicht?Kein MUMMpITZ in Sicht?Kein MUMMpITZ in Sicht?
Hoffnung nicht aufgebenHoffnung nicht aufgebenHoffnung nicht aufgebenHoffnung nicht aufgebenHoffnung nicht aufgeben

gen gern „veredeln“ möchte. Das
sind zum einen seine Tipps für die
Gewinnung persönlicher Berater (alt-
deutsch: Adlatus/sinnen) als „Dauer-
einsteiger“ in den öffentlichen Dienst.
Da sollte es einen Lehrgang geben,
wo man lernt, wie man die Fische/
innen heimlich, still und leise zu-
nächst befristet an Land zieht, um sie
dann ohne viel Umstand auf Dauer im
Becken plätschern zu lassen und ih-
nen das Dasein als Sahnehäubchen
mit Aufstieg zu versüßen. Dabei sollte
erklärt werden, welchen Köder man
am Besten verwendet und wie man
ihn schwungvoll auf den Haken
piekst. Es sollte auch geübt werden,
wann Blinker in welcher Farbe ange-
zeigt sind und wie man am geschick-
testen die Rute „mit Schmackes“ aus-
wirft. Das genaue Wissen, wie und
wohin man die Angel halten muss
und wie man am erfolgreichsten im
Trüben fischt, müsste in einem „auf-
gewühlten“ Tümpel vermittels Rollen-
spiel geprobt werden.

Zu guter Letzt - so schlägt der
Standortälteste vor - könnte man
auch noch die Verfahren für wunder-
same Stundenaufstockungen bei
Führungskräften „verschlanken“: Ein
heimlicher Handschlag des/r Vorge-
setzten mit Augenaufschlag womög-
lich im Hinterzimmer könnte ausrei-
chen - so auf Ehre und Gewissen.
Und immer schön den Personalrat
außen vor lassen, denn: „Was der
nicht weiß, macht ihn nicht heiß“,
lautet schon eine uralte Bauernregel.

Erwartungsvoll und Zustimmung
heischend blickt der Standortälteste
in die Runde - aber niemand will bei
seinen Vorschlägen „anbeißen“.

Schade eigentlich. So bleibt nur
der schnöde Alltag.

Und die Hoffnung auf weitere
schöne Einzelfälle.


